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Antrag 

der Abgeordneten Oswald Metzger, Antje Hermenau, Kristin Heyne, Matthias 
Berninger, Dr. Manuel Kiper, Simone Probst, Christine Scheel, Rezzo Schlauch, 
Werner Schulz (Berlin), Dr. Antje Vollmer, Margareta Wolf (Frankfurt) und der 
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 


Für eine umfassende Haushalts- und Finanzreform: Transparenz, 
Wirtschaftlichkeit und parlamentarische Kontrolle 


Der Bundestag wolle beschließen: 


I. Der Deutsche Bundestag stellt fest: 

Die Bundesregierung hat die Chance zu einer echten und umfas- 
senden Reform der öffentlichen Haushalte nicht genutzt. Trotz der 
umfangreichen Vorarbeiten in der Wissenschaft und den vielfälti- 
gen Erfahrungen auf kommunaler Ebene hat sie kein Konzept ent- 
wickelt, das zu einer strukturellen Neuordnung der staatlichen 
Haushaltsführung führt. Das Vorhaben der Bundesregierung steht 
vornehmlich unter der Ägide einer partiellen Verwaltungsflexibi- 
lisierung, eine umfassende Strukturreform ist dagegen nicht ge- 
lungen. 

1 . Verwaltung im Reformstau 

Durch den gigantischen Aufgaben- und Ausgabenanstieg des 
Staates haben sich die Voraussetzungen für und damit die An- 
forderungen an das öffentliche Rechnungswesen grundlegend 
geändert. Die Grundsätze und Instrumente des bestehenden 
öffentlichen Haushaltsrechts genügen deshalb schon lange 
nicht mehr den Erfordernissen des heutigen „Unternehmens 
Staat" . Das öffentliche Haushaltsrecht basiert im wesentlichen 
immer noch auf den Grundsätzen, die von den Auseinander- 
setzungen um das parlamentarische Budgetrecht im 19. Jahr- 
hundert und den gesamtwirtschaftlichen Anforderungen der 
60er Jahre geprägt sind. Die daraus entwickelten Grundsätze 
und Instrumente entsprechen nicht den Notwendigkeiten ei- 
nes modernen Budgetmanagements für das „Unternehmen 
Staat". Der heutige Staat operiert mit einem Haushaltsrecht, 
das strukturell ins vorige Jahrhundert gehört, obwohl sich der 
Umfang der staatlichen Leistungen (gemessen an der gesamt- 
wirtschaftlichen Leistung der Gesellschaft) sehr stark ausge- 
weitet hat (Staatsquote 1900: 12 %; 1997: 51 %). Der giganti- 
sche Aufgabenanstieg des Staates und der gleichzeitige 
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gesellschaftliche Wandel haben die Voraussetzungen für die 
staatlichen Budgets grundlegend geändert. Wer die Lei- 
stungsfähigkeit der Verwaltung verbessern will, muß deshalb 
auch ein zeitgemäßes Instrumentarium der staatlichen Buch- 
haltung bereitstellen. 

Trotz der Finanzreform des Jahres 1969 ist immer noch eine 
vornehmlich fiskalische Betrachtungsweise vorherrschend, 
denn die gesamtwirtschaftliche Ausrichtung, damals Kern der 
Reform, hat sich als wenig tragfähig erwiesen. Eine wirksame 
Finanzplanung findet nicht statt. Die vorhandene Regelung zur 
mittelfristigen Finanzplanung stellt lediglich eine unverbind- 
liche Vorschau auf die zukünftige Entwicklung dar, eine Inte- 
gration zwischen kurzfristigem Budget und mittelfristiger Aus- 
gaben- und Finanzplanung ist nie gelungen. Der Haushalt 
besteht weiterhin aus einer Einnahmen-ZAusgabenrechnung 
und wird Jahr für Jahr fortgeschrieben. Er enthält eine Fülle 
von Details - trotz der Menge der Zahlenangaben sagt der 
Haushaltsplan jedoch wenig aus, denn es handelt sich nur um 
Zeitpunktbetrachtungen. Eine formale Inputsteuerung der 
Ressourcenverwaltung reicht aber bei dem heutigen Ausmaß 
der leistungs- und sozialstaatlichen Anforderungen nicht aus. 
Auch die institutioneile Gliederung der Haushalte erschwert 
die Erfüllung der finanzpolitischen Budgetfunktion und ist für 
eine effektive und effiziente Ausrichtung ungeeignet. Solange 
aus dem Haushaltsplan nicht ersichtlich ist, welchen Zielen die 
Aktivitäten der einzelnen Ressorts bzw. Verwaltungszweige 
dienen, kann über die finanzwirtschaftlichen und ökonomi- 
schen Folgen der Mittelverwendung nicht geurteilt werden. In 
der Haushaltspraxis ist es bisher nicht gelungen, Wirtschaft- 
lichkeitsargumenten bei der Auslegung der haushaltsgesetzli- 
chen Normen ausreichend Geltung zu verschaffen. 

Das bestehende Haushaltsrecht und die Haushaltspraxis sind 

- intransparent: Mit Hilfe von Schattenhaushalten lassen sich 
gravierende Fehlentwicklungen verschleiern. Zusätzlich 
erschweren die haushaltsmäßigen Vernetzungen von EU 
und Mitgliedstaaten und von Bund- und Länderfinanzen 
die Durchschaubarkeit von staatlichen Budgets. 

- irreführend: Die Einnahmen- und Ausgabenrechnung ver- 
mitteln kein realistisches Bild der tatsächlichen Vermö- 
gens- und Finanzlage des öffentlichen Sektors. Mit den der- 
zeitigen Instrumenten ist meist keinerlei Rückschluß auf die 
Kosten und Wirkungen öffentlicher Vorhaben möglich. 
Systematische Kosten- und Leistungsrechnungen (KLR) 
fehlen weitgehend. Dies heißt vor allem: Die Rechnungs- 
legung der öffentlichen Hand hat nur einen eng begrenz- 
ten Informationswert. Durch die Scheingenauigkeit einer 
Titelsystematik wird dieser zusätzlich verzerrt. 

- input orientiert: Der Haushalt schreibt der Exekutive bis ins 
Detail vor, welche Mittel für welchen Titel eingesetzt wer- 
den dürfen (input). Unklar bleibt aber, welche Ziele damit 
erreicht werden und welche Maßnahmen durchgeführt 
werden sollen (output). Solange aus dem Haushaltsplan 
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nicht ersichtlich ist, welchen Zielen die Aktivitäten der ein- 
zelnen Ressorts bzw. Verwaltungszweige dienen, kann 
über die finanzwirtschaftlichen und ökonomischen Folgen 
der Mittel Verwendung nicht ausreichend geurteilt werden. 

- ineffizient: Das Haushaltsrecht und die Haushaltspraxis 
bieten keine Anreize für wirtschaftliches Verwaltungshan- 
deln. ln der Haushaltspraxis ist es bisher nicht gelungen, 
die Postulate wirtschaftlicher unc^ sparsamer Haushalts- 
führung wirklich umzusetzen. Das durch das Prinzip der 
Jährlichkeit häufig hervorgerufene sog. „Dezemberfieber" 
ist ein deutliches Beispiel dafür. Auch die institutioneile 
Gliederung der Haushalte ist für eine Wirtschaftlichkeit- 
sprüfung ungeeignet. 

- kurzfristorientiert und kurzsichtig: Das Haushaltsrecht gibt 
viele Anreize für eine Verschiebung von finanziellen Lasten 
auf die Zukunft und auf andere Gebietskörperschaften. Fi- 
nanzielle Folgen von Entscheidungen, die erst in künftigen 
Haushaltsjahren zu einem Zu- oder Abfluß von Mitteln 
führen, können mit den derzeitigen Instrumenten kaum an- 
gemessen eingeschätzt werden. Mit Pensionslasten, über- 
höhter Staatsverschuldung und den neuen Instrumenten 
der Leasingfinanzierung werden besonders Zahlungsver- 
pflichtungen für die Zukunft aufgehäuft, die den Hand- 
lungsspielraum für die Finanzpolitik einengen. Jegliche 
Finanzplanung wird damit zur einer systematischen Fehl- 
planung. 

- exekutivlastig; Der Entscheidungsspielraum des Parla- 
ments ist gegenüber der Definitionsmacht der Ministerial- 
bürokratie äußerst gering. Eine zunehmende Haushaltsbe- 
wirtschaftung über globale Minderausgaben engt die 
parlamentarischen Beratungsmöglichkeiten zusätzlich ein. 
Durch die Einflußnahme von Ministerien während der 
Haushaltsberatungen auf Parlamentarier der Regierungs- 
koalition wird die Souveränität des Parlaments immer wei- 

' ter ausgehöhlt. 

- ungenügend kontrolliert: Die Haushaltspraxis der Exeku- 
tive wird weder von den parlamentarischen noch von ex- 
ternen Institutionen in ausreißendem Maß kontrolliert. Aus 
den vorliegenden Daten werden Informationen geliefert, 
die eine echte Kontrolle des Verwaltungshandelns und sei- 
ner finanziellen Auswirkungen erschweren, wenn nicht gar 
unmöglich machen. Die nachgängige Kontrolle z. B. durch 
den Bundesrechnungshof ist zudem kaum mit unmittelba- 
ren Konsequenzen verbunden. Kontrolle ohne Sanktions- 
möglichkeiten ist ein „zahnloser Tiger". 

2. Minimalistisches Vorgehen der Bundesregierung 

Wer die Leistungsfähigkeit der Verwaltung verbessern will, 
muß ein zeitgemäßes Instrumentarium der staatlichen Buch- 
haltung bereitstellen. Ein gutes Haushaltsverfahren muß so- 
wohl gute Steuerungs- und Entscheidungsinformationen für 
die Exekutive als auch aussagefähige Auswertungen für die 
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parlamentarische Kontrolle der Legislative liefern. Die Vor- 
schläge der Bundesregierung greifen zwar einige Punkte ei- 
ner notwendigen Reformagenda auf, ein Gesamtkonzept ist je- 
doch nicht erkennbar. Hinzu kommt, daß durch die selektive 
Vorgehensweise bisherige Mängel der Haushaltspolitik und 
-praxis verstärkt werden. 

- Verlust der parlamentarischen Kontrolle 

Die vorgesehenen Maßnahmen der Bundesregierung 
höhlen das Budgetrecht des Parlaments weiter aus. Ohne 
die Existenz einer funktionierenden KLR führen die gene- 
relle Einführung der Überjährigkeit und insbesondere die 
Ausweitung der gegenseitigen Deckungsfähigkeit zu ei- 
nem beträchtlichen Informationsverlust für das Parlament. 
Zu Recht verweisen alle Experten auf die damit verbunde- 
ne Einschränkung der verfassungsmäßigen Grundsätze der 
zeitlichen und sachlichen Spezialität und der daraus resul- 
tierenden Beschneidung der parlamentarischen Kontroll- 
rechte. Der Gesetzentwurf der Bundesregierung bietet 
keine Lösung für dieses Problem, es werden keinerlei Maß- 
nahmen und Möglichkeiten einer Ausweitung der parla- 
mentarischen Kontrolle auf gezeigt. Der Regierungsentwurf 
beschränkt sich auf die Effektivierung des Haushaltshan- 
delns der Ministerialbürokratie. Dadurch wird das Infor- 
mationsungleichgewicht zugunsten der Exekutive weiter 
verstärkt, die parlamentarischen Handlungsspielräume 
werden noch geringer. 

- Mangelnde Initiative bei der Kosten- und Leistungsrech- 
nung 

Obwohl seit Beginn der Legislaturperiode eine Haushalts- 
reform auf der Regierungs-Agenda erscheint, hat es die 
Bundesregierung versäumt, frühzeitig eine standardisierte 
KLR zu entwickeln. Bereits mit dem Beginn der Modell- 
versuche zur Flexibilisierung des Haushaltswesens hätte 
auch eine umfassende KLR die gesamte Haushaltsreform 
fundieren müssen. Diesen Schritt erst jetzt nach Abschluß 
der Modellversuche und zeitgleich mit der weitergehen- 
den Flexibilisierung des Haushaltswesens zu gehen, er- 
schwert und belastet alle weiteren Reformschritte. Neben 
dem daraus erwachsenden Problem des Informationsver- 
lustes ergibt sich mit der Selektivität der Reform ein wei- 
teres Problem: Der Gesetzentwurf sieht keine umfassende 
Einführung einer KLR für alle Verwaltungseinheiten vor. 
Nur eine voll etablierte KLR kann jedoch für die Verwal- 
tung, aber auch für das Parlament eine ausreichende Re- 
formbasis liefern. 

Insgesamt kann der Entwurf den Zwiespalt zwischen der Schaf- 
fung von Anreizen für wirtschaftlicheres Verwaltungshandeln 
und der Notwendigkeit, Sparpotentiale zu eröffnen, nicht auf- 
lösen. Dies wird deutlich an der Flexibilisierung des Jährlich- 
keitsprinzips. Damit wird zwar das sog. „Dezemberfieber'' ver- 
hindert. Dies garantiert jedoch keine sichere Verfügbarkeit von 
eingesparten Mitteln und darüber hinaus ergibt sich das Pro- 
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blem der Anhäufung von mehrjährigen Einsparungen über die 
Effizienzrendite hinaus. Konflikte zwischen den Eigeninteres- 
sen der Verwaltung und den politischen Programmzielen sind 
damit im Gesetzentwurf der Bundesregierung angelegt. Der 
Entwurf der Bundesregierung greift zu kurz und „zäumt das 
Pferd von hinten auf". Gleichzeitig produziert er neue Kon- 
fliktfelder und Anreizwirkungen für Ineffizienz und Ineffekti- 
vität. Der Grund liegt in der Kurzfristorientierung der Bundes- 
regierung. Sie möchte kurzfristige Sparpotentiale schaffen und 
blendet dabei die langfristigen Wirkungen ihres Handels aus. 


II. Die Bundesregierung wird aufgefordert, eine umfassende Re- 
form der öffentlichen Haushalte nach folgenden Grundlinien 
einzuleiten: 

Das Haushaltsrecht soll künftig größere Anreize für wirtschaftli- 
ches Verwaltungshandeln bieten, es muß deshalb ausreichende 
Steuerungs- und Entscheidungsinformationen für die Haushalts- 
praxis liefern. Dafür müssen neue Instrumentarien und institutio- 
nelle Voraussetzungen für die Verwaltung geschaffen werden, 
gleichzeitig müssen auch die entsprechenden Informationsgrund- 
lagen für die parlamentarischen Entscheidungs- und Kontrollpro- 
zesse bereitgestellt werden. Eine ausreichende und wirksame 
parlamentarische und öffentliche Kontrolle der öffentlichen Fi- 
nanzwirtschaft muß deshalb sichergestellt werden. Unbestritten ist 
dabei, daß das problematische Verhältnis von wirtschaftlichem 
Verwaltungshandeln und den demokratischen Entscheidungspro- 
zessen immer wieder neu geprüft und austariert werden muß. 

Die Reformnotwendigkeiten reichen weit über den Rahmen des 
Konzepts der Bundesregierung hinaus. Sie bedürfen weiterer Prü- 
fung und Diskussion. Notwendig ist deshalb ein längerfristiger und 
öffentlich geführter Beratungsprozeß, um ein umfassendes 
Reformvorhaben zur Modernisierung der öffentlichen Haushalts- 
führung voranzubringen und durchzusetzen. Deshalb muß - ana- 
log zur Großen Finanzrefom der 60er Jahre - eine Reformkom- 
mission gebildet werden, die in Abstimmung zwischen Bund und 
Ländern die notwendigen Reformschritte vorbereitet. Der Rahmen 
einer solchen Reform muß sich an den folgenden Eckpunkten ori- 
entieren. 

1. Mehr Transparenz ins Staatsbudget: Offenlegung des gesam- 
ten Finanzhandelns des Staates 

Die aktuellen Finanzprobleme der öffentlichen Hand und die 
zu erwartenden finanzpolitischen Belastungen der kommen- 
den Jahre machen deutlich, daß die Informationsfunktion des 
staatlichen Rechnungswesens grundlegend verbessert werden 
muß. Parlament, Verwaltung und Öffentlichkeit benötigen 
weitgehende Informationen über die tatsächliche Finanz- und 
Vermögenslage der staatlichen Gebietskörperschaften. Dies 
ermöglicht eine effizienzorientierte und die langfristigen Fol- 
gen berücksichtigende Entscheidungsvorbereitung und -fin- 
dung durch die öffentlichen Verwaltungen und die Parlamen- 
te. Hinzu kommt: Nur durch ein umfassend transparentes 
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Haushaltsgebaren ist eine ausreichende parlamentarische und 
öffentliche Kontrolle der Finanzwirtschaft des Staates sicher- 
zustellen. 

Die Informationen über die finanzielle Lage sollen nicht nur 
der Überprüfung der Ordnungsmäßigkeit genügen,- sondern 
müssen möglichst vollständig die finanzielle Situation der Ge- 
bietskörperschaften widerspiegeln. Vollständige und umfas- 
sende Informationen über die intertemporale Verteilung von 
Ressourcenverbrauch und Ressourcenaufkommen für die ge- 
samten Aktivitäten einer Gebietskörperschaft vermindern die 
Gefahr unerwünschter und unangemessener intertemporaler 
Lastenverteilungen und sind deshalb eine unverzichtbare 
Grundlage für eine am Prinzip der Nachhaltigkeit orientierte 
Finanz- und Haushaltspolitik. 

- Vollständiges Staatsbudget erforderlich 

Im Interesse einer vollständigen und zuverlässigen Offen- 
legung der Gesamtlage des Staates (bzw. einer Gebiets- 
körperschaft) ist eine umfassende Abgrenzung des Sektors 
Staat erforderlich. Dies bedeutet: Bisher von der unmittel- 
baren staatlichen Rechnungslegung nicht erfaßte Bereiche 
im Rahmen der Bildung von Schattenhaushalten, rechtlich 
selbständige Organisations- und Vermögenseinheiten, mit 
wesentlicher staatlicher Einflußnahme, sog. Nebenhaus- 
halte, müssen künftig als in den Sektor Staat einzubezie- 
hende Einheiten erfaßt werden. Darüber hinaus ist es not- 
wendig, umfassende Informationen über die finanzielle 
Lage des gesamten Staatssektors zu gewinnen. Dazu be- 
darf es einer Zusammenfassung aller Gebietskörperschaf- 
ten, die über den Rahmen der bisherigen gesamtstaatlichen 
Erfassung der Finanzlage und -ströme deutlich hinausgeht. 

- Keine Flucht in Nebenhaushalte 

Die finanzwirtschaftlichen Lasten des Staates können nur 
dann angemessen und umfassend bewertet werden, wenn 
die Verschuldung der Gebietskörperschaften unter Ein- 
schluß aller Sondervermögen dargestellt werden. Dies ist 
nicht nur notwendig, um die Vorschriften zur staatlichen 
Kreditaufnahme wirkungsvoll anzuwenden. Die Ein- 
schränkung zur Bildung von Nebenhaushalten ist auch des- 
halb wichtig, um einen überkomplexen Rahmen der öf- 
fentlichen Finanzwirtschaft zu verhindern. Deshalb muß 
künftig sichergestellt werden, daß bei der Errichtung von 
Schatten- und Nebenhaushalten eine ausreichende parla- 
mentarische Kontrolle stattfindet. Die Klammerfunktion 
des Zentralhaushaltes muß erhalten bleiben. Nebenhaus- 
halte dürfen kein unkontrolliertes „Eigentum der jeweili- 
gen Verwaltungen bleiben. Deshalb muß eine effizientere 
Evaluierung von Nebenhaushalten sichergestellt werden 
(Folgekostenberechnungen und Risikoeinschätzung; ver- 
besserte Berichtspflicht und Publizitätsverbesserungen). 
Der Bundeshaushaltsplan darf nicht zu einem bloßen Rah- 
menplan degenerieren, während die entscheidenden Fi- 
nanzierungsströme des Staates über Nebenhaushalte ab- 
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gewickelt werden. Das Parlament muß deshalb auch über 
die Nebenhaushalte eine umfassende Kontroll- und Ent- 
scheidungsfunktion zurückgewinnen. 

- Öffentliche Finanzen müssen durchschaubar sein 

Die öffentlichen Finanzen müssen in den jährlichen Be- 
richten zur Finanzplanung und im Haushaltsplan vollstän- 
dig und umfassend dargestellt werden. Eine demokratisch 
begründete Kontrolle der öffentlichen Finanzwirtschaft ist 
nur möglich, wenn die Informationsbasis der parlamenta- 
rischen Ebene hinreichend ausgestattet ist. Die Berichts- 
pflicht der Regierung gegenüber dem Parlament und der 
Öffentlichkeit muß deshalb erweitert werden. Notwendig 
ist vor allem - neben der bisherigen Jahresrechnung - ein 
jährlicher Bericht zur Finanzlage der öffentlichen Haus- 
halte, der ein den tatsächlichen finanzwirtschaftlichen Ver- 
hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Er- 
tragslage sowie der Finanzierungssituation des Staates 
vermittelt. Kern eines solchen Jahresberichtes ist der Jah- 
resabschluß, der aus folgenden Elementen besteht: Eine 
Vermögensrechnung mit einer Darstellung von Vermögen 
und Schulden, einer Ergebnisrechnung mit Rechnungsle- 
gung über Erträge und Aufwendungen und einer Finan- 
zierungsrechnung, die Auskunft gibt über die Finanzierung 
der laufenden Staatstätigkeit, der Investitionen und über 
den Nettokreditbedarf. Die erweiterte Berichtspflicht der 
Regierung muß im Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG) ver- 
ankert werden. 

2. Mehr Effizienz in die öffentlichen Haushalte: Neue Ideen müs- 
sen sich rechnen 

In den öffentlichen Verwaltungen muß künftig besser und um- 
fassender gerechnet werden. Das bestehende Haushaltsrecht 
und vor allem die Haushaltspraxis bieten keine ausreichenden 
Anreize für wirtschaftliches Verwaltungshandeln. Beispiele 
sind nicht nur das vielbeklagte „Dezemberfieber", sondern 
auch die Input- Orientierung der traditionellen Kameralistik, 
die eine effiziente Verteilung und Zuordnung finanzieller Res- 
sourcen erschweren. Dies ist besonders dringlich unter den re- 
striktiven Bedingungen der öffentlichen Finanzen der 90er 
Jahre. Das Haushaltsrecht muß künftig wirtschaftliches Ver- 
halten belohnen, Kostentransparenz sicherstellen und Folge- 
kosten überschaubar machen. Die Effektivität, als Grad der 
Umsetzung und Erreichung gesetzter Ziele, ist zu überprüfen 
und zu verbessern. Gleichzeitig muß aber auch eine erhöhte 
Effizienz, d. h. ein wirtschaftlicherer Umgang mit den zur Ver- 
fügung stehenden Ressourcen erreicht werden. Dies gilt so- 
wohl im Hinblick auf die ökonomische Abwägung alternativer 
Verwendungsweisen öffentlicher Gelder in der Planungspha- 
se als auch für den verwaltungsinternen Vollzug. Das Verwal- 
tungshandeln muß sich daher an politisch gewollten Zielen, 
deren Erreichung und dem dazu notwendigen Ressourcen- 
verbrauch orientieren. Neben einer sorgfältigen Definition 
staatlicher Aufgaben durch eine Aufgabenkritik und die Er- 
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Stellung einer Aufgabenstruktur ist dazu die Identifizierung 

von Kosten und Ergebnissen des Verwaltungshandelns nötig. 

Dies ist im gegenwärtigen System der Kameralistik nicht mög- 
lich. 

- Priorität für Kosten- und Leistungsrechnung 

Die erste Maßnahme und Basis einer Reform des Haus- 
haltswesens ist die Einführung einer KLR für alle Verwal- 
tungseinheiten. Nur so können die notwendigen und 
grundlegenden Informationen für ein wirtschaftliches Ver- 
waltungshandeln gewonnen werden. Ein standardisiertes 
Vorgehen kann dabei die Aussagefähigkeit und Ver- 
gleichbarkeit der Ergebnisse zwischen den Verwaltungs- 
einheiten erhöhen. Gleichzeitig muß gewährleistet sein, 
daß die Besonderheiten und speziellen Anforderungen der 
einzelnen Verwaltungseinheiten und ihrer Leistungser- 
stellung berücksichtigt werden. Im Rahmen einer Aufga- 
benkritik sollten exakt abgegrenzte Verwaltungsleistun- 
gen als Produkte und damit als Kostenträger definiert 
werden. Möghch wäre dann, nach der Identifikation und 
Definition von vergleichbaren Aufgabengebieten in allen 
Verwaltungseinheiten Kennzahlen zu entwickeln. Mit der 
erfolgreichen Implementierung einer KLR in die Verwal- 
tungseinheiten muß der Grundstein für effizientes und zie- 
lorientiertes Verwaltungshandeln gelegt werden. 

- Budgetierung offensiv angehen 

Mit der erfolgreichen Einführung einer KLR stehen ausrei- 
chend Informationen zur Verfügung, um in einem zweiten 
Schritt eine flexible und damit wirtschaftlichere Steuerung 
innerhalb eines Budgets zu ermöglichen. Mit den Mitteln 
der erweiterten Deckungsfähigkeit, der überjährigen Ver- 
fügbarkeit von Finanzmitteln und einer mit der KLR 
kohärenten Globalisierung von Titeln kann den Verwal- 
tungseinheiten mehr Finanzverantwortung übertragen 
werden und damit ein wesentlicher Anreiz zu wirtschaftli- 
chem Handeln geschaffen werden. Budgetierung sollte da- 
bei nicht nur unter praktischen Gesichtspunkten subjektiv 
für die Exekutive eine Vereinfachung bedeuten (z, B. Weg- 
fall der überplanmäßigen Ausgaben, und Schieben von In- 
vestitionsvorhaben), sondern auch eine objektiv meß- und 
kontrollierbare Effizienzsteigerung nach sich ziehen. Mit 
der Budgetierung auf Basis einer existierenden KLR ist dies 
möglich. Langfristiges Ziel dieser ersten beiden Schritte ist 
die Budgetierung eines kompletten Etats. Dann soll in den 
Haushaltsberatungen mit den Ressorts nur noch über die 
Höhe eines Budgets verhandelt werden. Die Zuweisung 
von Mitteln wird dann von der Erbringung bestimmter, vor- 
her politisch definierter Leistungen der Verwaltung, ab- 
hängig gemacht. 

- Interne Kontrolle innovativ und wirkungsvoll gestalten 

Schon jetzt besteht im internen Rechnungswesen die 
grundsätzhche Möglichkeit zu einer stärkeren Manage- 
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mentorientierung. Ein eigenständiges und leistungsfähiges 
internes Rechnungswesen nach Kosten und Leistungska- 
tegorien muß jedoch noch entwickelt werden. Durch die 
Einführung von Kosten- und Leistungsbilanzen und be- 
gleitendes Controlling können Kostentransparenz und Ei- 
genverantwortlichkeit der öffentlichen Verwaltungen ver- 
größert werden. Auf dieser Grundlage läßt sich eine 
projektbezogene Investitionsplanung auf der Basis von Ar- 
beitsprogrammen realisieren. Dies ermöglicht außerdem, 
jederzeit das Ziel, den Zielerreichungsgrad und den Res- 
sourcenverbrauch exakt darzustellen und zu kontrollieren. 
Dazu sollte sowohl ein Maßnahmencontrolling wie auch ein 
Finanzcontrolling entwickelt werden, um die Einhaltung 
des vorgeplanten Ressourcenverbrauchs zu gewährleisten. 
Ein wichtiger Gesichtspunkt für Effizienzsteigerungen ist 
dabei die Einbeziehung des Personals und dessen innere 
Bereitschaft für Veränderungen. Die Kommunikationsstra- 
tegien müssen verbessert werden, zusätzliche Anreizme- 
chanismen sind zu etablieren (z.B. Rankinglisten für effi- 
ziente Abteilungen, Prämierung von Sparvorschlägen). 

- Wirtschaftlichkeitsprinzip endlich ernst nehmen 

Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen und Kosten-Nutzen- 
Analysen müssen zukünftig sorgfältiger durchgeführt und 
auf eine neue Grundlage gestellt werden. Die vorgesehe- 
nen Verfahren (§ 7 Bundeshaushaltsordnung - BHO) ha- 
ben sich dabei nicht als ausreichend erwiesen, zumal für 
die großen Sondervermögen und im Baubereich besonde- 
re Bestimmungen gelten. Besonders dringlich wird eine re- 
formierte Anwendung des Wirtschaftlichkeitsprinzips an- 
gesichts neuer Grenzziehungen zwischen öffentlichem und 
privatem Sektor. Eine permanente Privatisierungsprüfung 
(§ 7 Abs. 1 BHO) reicht dabei nicht aus. Die Vielfalt neuer 
Finanzierungsinstrumente für die öffentliche Hand (Wei- 
terentwicklung der öffentlichen Kreditaufnahme, private 
Vorfinanzierung und Leasing, Einsatz derivativer Finanz- 
instrumente) machen es erforderlich, die langfristigen 
Kosten und Nutzen öffentlicher Vorhaben besonders, 
gründlich zu prüfen. Der Einsatz der neuen Finanzie- 
rung sinstrume nt e muß sorgfältig unter Risiko- und Kosten- 
einsparungsgesichtspunkten erwogen werden, Mißbrauch 
(besonders bei Finanzderivativen) muß eindeutig ausge- 
schlossen werden. 

3. Nachhaltigkeit und Tragfähigkeit in der Haushaltspolitik 

Nachhaltige Finanzpolitik muß sich am Leitbild einer dauer- 
haft tragfähigen finanziellen Entwicklung orientieren. Sie muß 
außerdem berücksichtigen, daß Höhe und Struktur der Abga- 
ben und der Staatsausgaben die ökonomischen Entscheidun- 
gen über Investitionen, Produktion und Konsum in erheblichem 
Maß beeinflussen. Sie ist somit ein wesentlicher Bestim- 
mungsfaktor für die vorherrschenden Produktions- und Kon- 
summuster; eine Langfristorientierung ist daher bei allen 
finanzpolitischen Entscheidungen dringend geboten. Dies 
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geht nicht ohne institutionelle Vorkehrungen, da dem gegen- 
wärtigen politischen Entscheidungsprozeß eine kurzfristige 
Orientierung inhärent ist. Die Berücksichtigung langfristiger 
Folgewirkungen des Finanzhandelns des Staates muß deshalb 
stärker in den politischen Entscheidungs- und Konsultations- 
prozeß verankert werden. Eine Reform der staatlichen Buch- 
haltung ist dazu eine notwendige Grundlage. Ebenso wie in 
der privaten Wirtschaft muß auch der Staat Auskunft darüber 
geben, mit welchen Belastungen künftig zu rechnen ist und wel- 
che Wertentwicklung des Vermögens dem gegenüberstehen. 
Nur durch vollständige Informationen über die iritertemporale 
Verteilung von Ressourcenverbrauch und Ressourcenaufkom- 
men kann die Gefahr unerwünschter und unangemessener La- 
stenverteilungen gemindert werden. Darüber hinaus ist zu prü- 
fen, wie die staatliche Finanzplanung stärker in den Dienst einer 
langfristig tragfähigen Finanzpolitik zu stellen ist. 

- Neuordnung des staatlichen Rechnungswesens 

Mit dem derzeitigen öffentlichen Rechnungswesen läßt 
sich nur eine formelle Budgetkontrolle organisieren. Ne- 
ben einem mangelnden Anreiz zu kostenbewußtem Han- 
deln bietet die Kameralistik auch keinerlei Informationen 
über den Umfang der Verpflichtungen zu Lasten zukünfti- 
ger Generationen sowie über die tatsächliche finanzielle 
Lage der Gebietskörperschaften. Um diese Mängel zu be- 
heben, ist ein öffentliches Rechnungswesen nötig, das ne- 
ben der Erweiterung um eine KLR auch über eine inte- 
grierte Ergebnis-, Vermögens- und Finanzierungs- 
rechnung verfügt. Langfristiges Ziel ist der Aufbau einer 
umfassenden Rechnungslegung, die aus drei miteinander 
verbundenen Hauptrechnungen besteht. In einer Ergeb- 
nisrechnung werden Erträge und Aufwendungen unter 
Berücksichtigung von fiktiven Zahlungsströmen gegen- 
übergestellt. Der verbleibende „Gewinn" oder „Verlust" ist 
Indikator dafür, inwiefern das zukünftige Ressourcenauf- 
kommen belastet oder vergrößert wird. Um Informationen 
über die zukünftige fiskalische Leistungsfähigkeit zu er- 
halten, wird eine vollständige Vermögensrechnung 
benötigt. Nur ein vollständiger, wertmäßiger Nachweis des 
Vermögens und der Schulden erlaubt Rückschlüsse auf das 
künftige Nutzungspotential (Vermögen) und die Vorbela- 
stungen künftiger Haushalts) ahre (Schulden) und damit die 
in künftigen Perioden zu erwartende Zahllast der öffentli- 
chen Haushalte. Dazu müssen die bisherigen gesetzlichen 
Vorschriften geändert werden, da nur für eine Art von Plan- 
Rechnung (Haushaltsplan) gesetzliche Regelungen exi- 
stieren. Zur Verwirklichung eines neuen Rechnungswesens 
als verbundenes System von Haushaltsrechnung sowie 
Vermögens-, Ergebnis- und Finanzrechnung ist für die 
Rechnungslegung eine entsprechende gesetzliche Neure- 
gelung der Haushaltsgrundsätze (BHO, HGrG) erforder- 
lich. 

- Mittelfristige Finanzplanung auf neue Grundlage stellen 
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Die an die Einführung der mittelfristigen Finanzplanung 
geknüpften Erwartungen haben sich nicht erfüllt; weder er- 
gab sich daraus eine Erhöhung der wirtschaftlichen Effizi- 
enz des staatlichen Finanzhandelns, noch brachte sie eine 
bessere Koordination der Einzelmaßnahmen und ebenso- 
wenig war mit ihr eine konjunkturorientierte Finanzpolitik 
erfolgreich zu gestalten. Die Koordinierung der Finanzplä- 
ne von Bund und Ländern ist bisher nicht befriedigend 
möglich. Notwendig ist deshalb eine bessere zeitliche Ab- 
stimmung. Dazu müssen die Regelungen des § 51 HGrG 
überprüft werden. Ein wesentlicher Reformschritt ist dabei 
die Sicherstellung einer ausreichenden legislativen Betei- 
ligung bei der Entwicklung und Fortschreibung der Fi- 
nanzplanung in Bund und Ländern. Die kommunale Ebe- 
ne muß in diesem Zusammenhang ein stärkeres Gewicht 
erhalten. 

4. Schuldenbegrenzung und Ausgabenkontrolle 

Die Reform des Haushaltswesens muß auch zu einer verbes- 
serten Schuldenkontrolle und Ausgabenkontrolle gelangen. So 
muß der in letzter Zeit auch von fachlicher Seite häufig kriti- 
sierte Umgang mit Kreditermächtigungen aus Vorjahren neu 
und rechtlich einwandfrei geregelt werden. Die Vorschriften 
über die Kreditaufnahme des Staates müssen präzisiert wer- 
den. Die öffentliche Verschuldung zur regelmäßigen Finanzie- 
rung von Staatsaufgaben darf nur in klar definierten Grenzen 
möglich sein. Deshalb muß die Kreditobergrenze im Grundge- 
setz (Artikel 115) konkretisiert werden. Insbesondere muß kla- 
rer festgelegt werden, was künftig unter den Begriff öffentli- 
cher Investitionen zu fallen hat. Das Bundesverfassungsgericht 
hat bereits 1989 eine entsprechende gesetzliche Regelung an- 
gemahnt, um einer Staatsverschuldung vorzubeugen, die den 
Bundeshaushalt für die Zukunft zu stark belastet und den not- 
wendigen Entscheidungsspielraum künftiger Bundesregie- 
rungen übermäßig beschneidet. Ebenso muß mit ergänzenden 
und präzisierenden Regelungen eine bessere Kontrolle der 
staatlichen Subventionspolitik sichergestelt werden. 

- Verpflichtungsermächtigung zeitlich und sachlich begren- 
zen 

Um eine tatsächliche Ausgabenkontrolle über das kom- 
plette jährliche Budget herzustellen, ist eine Begrenzung 
des Einsatzes von Verpflichtungsermächtigungen nötig. 
Beschlüsse vergangener Haushaltsjahre, die womöglich 
unter völlig anderen finanziellen Rahmenbedingungen 
und politischen Zielsetzungen entstanden, dürfen nicht in 
beliebigem Umfang zu Ausgabeverpflichtungen in zukünf- 
tigen Haushalten führen. Eine Begrenzung des Eingehens 
von Verpflichtungsermächtigungen auf einen Zeitraum von 
maximal fünf Jahren, die Verankerung eines Finanzie- 
rungsvorbehalts entsprechend der Haushaltstage, wie es 
bei Zuwendungsempfängern bereits praktiziert wird, muß 
im Haushaltsrecht geregelt werden. Eine sachliche Ein- 


il 



Drucksache 13/8472 


Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode 


Schränkung oder betragsmäßige Deckelung von Verpflich- 
tungsermächtigungen muß überprüft werden. 

- Kreditermächtigungen begrenzen 

Durch die gegenwärtige Praxis der Handhabung von Kre- 
ditermächtigungen wird die jährliche Festlegung des Kre- 
ditrahmens durch den Haushaltsgesetzgeber systematisch 
unterlaufen. Das Nutzen von Kreditermächtigungen aus 
Vorjahren soll zukünftig nur noch in einem begrenztem 
Rahmen und unter Kontrolle des Parlaments möglich sein. 
Konkret bedeutet dies: Nur noch 2 % der Gesamtsumme 
jeder Kreditermächtigung sollen auf das nächste Jahr über- 
tragen werden können. Eine Anhäufung über mehrere 
Haushaltsjahre hinweg soll künftig nicht mehr möglich 
sein. Desweiteren muß die Entwicklung des Volumens der 
Kreditermächtigungen zukünftig transparenter gestaltet 
werden, um dem Parlament eine ausreichende Kontrolle zu 
ermöglichen. Die Festlegung der Kreditobergrenze durch 
den Haushaltsgesetzgeber muß für den Haushaltsvollzug 
wieder verbindlich werden. Eine entsprechende Änderung 
des § 18 111 BHO ist notwendig. 

- Schuldenbegrenzung effektiver gestalten 

Mit einer vollständigen Erfassung aller staatlichen Defizi- 
te kann in Zukunft die Schuldenbegrenzung nach Arti- 
kel 115 Grundgesetz besser erreicht werden. Dazu ist es 
notwendig, öffentliche Investitionen präzise zu definieren. 
Auslegungen, Artikel 115 Grundgesetz sei nur für die Auf- 
stellung anzuwenden und die relativ flexible Definition des 
Begriffs Investitionen, sollten nach einer Reform nicht mehr 
möglich sein. Zugleich muß - entsprechend der herrschen- 
den Position von Verfassungsjuristen und der Auffassung 
des Bundesrechnungshofes - eindeutig festgelegt werden, 
daß die Defizitobergrenze nicht nur für die Aufstellung des 
Haushaltes zu gelten hat, sondern ebenso für den Haus- 
haltsvollzug. 

- Begleitende Haushaltskontrolle verbessern 

Die Beschränkung der Kreditaufnahme bildet den rechtli- 
chen Maßstab für die Haushaltskontrolle durch das Parla- 
ment und die externe Kontrolle. Da die Folgen einer rechts- 
widrigen Defizitüberschreitung nicht rückwirkend durch 
parlamentarische Maßnahmen beseitigt werden können, 
müssen die zuständigen Organe in der Lage sein, das Kre- 
ditverhalten der Exekutive im laufenden Haushaltsjahr 
ausreichend zu kontrollieren. Die Exekutive muß dazu aus- 
reichende, verläßliche und umfassende Informationen be- 
reitstellen. Ausweich- und Umgehungsprozeduren durch 
die Exekutive müssen künftig verhindert werden, ln die- 
sem Zusammenhang müssen auch die Vorgaben der Defi- 
zitbegrenzung im Rahmen des europäischen Stabilitäts- 
paktes in eine funktionsfähige gesamtstaatliche Regelung 
münden. 

- Subventionskontrolle verbessern 
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Für eine wirksame Kontrolle und damit auch langfristig 
durchsetzbare Begrenzung der Subventionen und Finanz- 
hilfen ist es erforderlich, die bestehenden Regelungen zu 
erweitern und zu ergänzen. Dies bedeutet zu allererst eine 
stärkere Wirtschaftlichkeitsorientierung: Zielerreichung 
und Wirksamkeit von Subventionen müssen in institutio- 
nalisierter Weise dauerhaft geprüft werden. Die Forde- 
rungen des Bundesrechnungshofes müssen dazu aufge- 
griffen werden (Drucksache 13/5700). Gleichzeitig muß 
eine aussagefähige Grundlage für die Subventiönsent- 
scheidungen des Parlaments geschaffen werden. Dazu 
müssen Planung und Erfolgskontrolle verbessert und der 
Subventionsbericht der Bundesregierung ergänzt werden. 
Die Regelungen zur Vergabe und Kontrolle von Subven- 
tionen sind dazu im HGrG aufzunehmen. Im einzelnen be- 
deutet dies die Vervollständigung und Verbesserung der 
Berichterstattung über die Subventionsvergabe. Die Re- 
gierungen von Bund und Ländern berichten künftig jähr- 
lich über die von ihnen gewährten Subventionen. Die 
Berichte sind zusammen mit dem Entwurf des Haushalts- 
gesetzes vorzulegen. Gleichzeitig müssen die Subventio- 
nen im Haushaltsplan gekennzeichnet werden. Zusätzlich 
müssen Subventionen zeitlich befristet werden. Beabsich- 
tigte Verlängerungen sind auf der Grundlage ausreichen- 
der Erfolgskontrolle offenzulegen und zu begründen. Eine 
angemessene Kontrolle der Subventionsvergabe erfordert 
zusätzlich eine Ziel- und Erfolgskontrolle der Sub- 
ventionsvergabe durch unabhängige Experten. Deshalb ist 
von Deutschem Bundestag und Bundesrat ein unabhängi- 
ges Gremium von Sachverständigen zur Begutachtung von 
Subventionen zu bestimmen. 

5. Umfassende Finanzkontrolle notwendig 

Dringender Reformbedarf besteht im Hinblick auf die Prüfung 
und Kontrolle der Effizienz der Haushaltsführung. Die bishe- 
rige Haushaltskontrolle (Legalitäts- und Ordnungsmäßigkeits- 
kontrolle) wurde in den letzten Dekaden zwar bereits um die 
Wirtschaftlichkeitsprüfung ergänzt, allerdings ohne erkenn- 
bare Wirkung. Die Mittelverwendung wird in den Haushalts- 
beratungen zwar äußerst detailliert festgelegt, aber die Mög- 
lichkeit präzise und systematisch festzustellen, welche 
Leistung damit erbracht wurde, ist nach wie vor unterent- 
wickelt. Institutionalisierte Sanktionsmechanismen fehlen 
weitgehend. Mit der Einführung der Budgetierung ist eine 
Neuorganisation und Verstärkung der Kontrollmöglichkeiten 
dringend geboten. Der Kontrollverlust des Parlaments infolge 
der Einschränkung der verfassungsrechtlich gebotenen 
Grundsätze der sachlichen und zeitlichen Spezialität muß kom- 
pensiert werden. Eine zeitnahe aber nachgängige Berichts- 
pflicht der Exekutive reicht dabei nicht aus. Durch die Budge- 
tierung ändern sich zugleich auch die Kontrollinhalte. Mit der 
Einführung der Budgetierung liegt die Detailentscheidung 
über den erforderlichen Ressourceneinsatz zur Erfüllung einer 
Aufgabe primär in den Händen der Exekutive. Nicht mehr die 
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ordnungsgemäße Ausgabe der für einen bestimmten Titel be- 
reitgestellten Mittel muß überprüft werden, sondern die Erfül- 
lung einer definierten Aufgabe, bzw. die Erreichung eines 
politisch gewollten Ziels innerhalb eines vorgegebenen finan- 
ziellen Rahmens. Mit Hilfe einer KLR sind diese Kontrollinhal- 
te jedoch eindeutig identifizierbar und können somit auch 
beurteilt und ggf. sanktioniert werden. 

- Verbesserung der Entscheidungsgrundlagen des Parla- 
ments 

Zur Ausübung dieser neuen Kontrollf unktion muß das Par- 
lament zukünftig in der Lage sein, Informationen eines 
erneuerten Rechnungswesens auszuwerten und sachlich 
angemessen zu interpretieren. Dazu müssen die Bera- 
tungskapazitäten des Parlaments deutlich ausgeweitet 
werden. Das Monopol der Exekutive an Haushaltsinfor- 
mationen kann dadurch überwunden werden, daß dem Par- 
lament während des Haushaltsvollzugs unter Anwendung 
neuer Informationstechnologien ein permanenter Daten- 
zugriff ermöglicht wird. Zusätzlich muß das Parlament für 
die Auswertung und Beurteilung der Daten aus dem Haus- 
haltsprozeß eine ausreichende Expertisebasis erhalten, um 
eigenständige und von der Exekutive unabhängige Analy- 
sen und Berichte zur Entwicklung der öffentlichen Haus- 
halte und andere makroökonomische Daten vorzulegen. Zu 
prüfen ist deshalb auch die Bereitstellung von unabhängi- 
gen Fachleuten oder einer externen Prüfungsbehörde für 
die fachliche Zuarbeit an das Parlament analog zum Con- 
gressional Budget Office in den USA. 

- Überwachung durch Rechnungshof verbessern 

Stärker als bisher müssen die Ergebnisse der Arbeit des un- 
abhängigen Bundesrechnungshofes in die Haushaltsbera- 
tungen einbezogen werden. Dazu sind die Mitwirkungs- 
rechte der Opposition im Haushaltsausschuß zu verbessern. 
Eine qualifizierte Minderheit von einem Viertel der Abge- 
ordneten muß das Recht erhalten, beim zuständigen Rech- 
nungshof die Prüfung oder Begutachtung einer Haushalts - 
frage zu beantragen. Eine Änderung der Finanzkontrolle 
durch die Rechnungshöfe und durch Prüfungen externer 
Sachverständiger ist erforderlich, um die Teilrechnungen 
des Haushalts ebenfalls in die Prüfungszuständigkeit ein- 
zubeziehen. Zur stärkeren Wirksamkeit und Umsetzung 
von Prüfungserkenntnissen sollte der Rechnungshof die 
Möglichkeit haben, Haushaltssperren zumindest vorzu- 
schlagen. Hinzukommen muß eine Verbesserung der Be- 
richterstattung über die Prüfungsergebnisse der Rech- 
nungshöfe. Es ist festzulegen, daß der Prüfungsbericht 
zusammen mit dem Gesamtjahresabschluß sowohl dem 
Parlament als auch der Öffentlichkeit zugänglich ist. Zur 
Verstärkung der parlamentarischen Budgetkontrolle sollte 
zusätzlich der Rechnungsprüfungsausschuß verselbstän- 
digt und mit mehr Rechten ausgestattet werden. 

- Expertenanhörung zum Haushaltsplan notwendig 
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Um die Exekutivlastigkeit der Haushaltserstellung zu kor- 
rigieren, ist die Einbringung des Haushaltsplanentwurfs 
künftig um eine institutionalisierte Beurteilung durch ex- 
terne Experten zu ergänzen. Die erste Beratung des Haus- 
haltsentwurfs muß deshalb mit einer Expertenanhörung 
verbunden werden. Dazu müssen die Experten des Sach- 
verständigenrates zur Begutachtung der gesamtwirtschaft- 
lichen Entwicklung und der Forschungsinstitute neben 
zusätzlichen Experten hinzugezogen werden. Eine institu- 
tionalisierte Beratungsform ist dabei zu entwickeln. 

- Verzahnung mit EU-Kontrollinstanzen 

Gleichzeitig ist angesichts der Globalisierung der Finan- 
zierungsströme eine verstärkte vertikale Kooperation mit 
den Kontrollinstanzen der EU und den Landesrechnungs- 
höfen notwendig. 


Bonn, den 8. September 1997 
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